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Anhörung Einstellung Nichtbetreiben Somalia Zustellung
Antragsfrist Klagefrist Belehrung Sprache Übersetzung
Muttersprache

AsylG § 33 VwGO § 60 AsylG § 74 AsylG § 75 AsylG § 10;
Verfahrensrichtlinie Art 12

Leitsätze:

1.Rechtmittelbelehrung mit dem Zusatz "Die Klage muss in
deutscher Sprache abgefasst sein" ist nicht fehlerhaft im Sinne des
§ 58 Abs. 2 VwGO

2.Zur Frage, ob die Belehrung nach § 33 Abs. 4 AsylG in einer
dem Asylantragsteller verständlichen Sprache erfolgen muss
(offenlassend)

Schlagworte:

Normen:

 
Tenor:

Der Antrag wird abgelehnt.

Der Antragsteller trägt die Kosten desgerichtskostenfreien
Verfahrens.

 
Der Antrag wird abgelehnt.

Der Antragsteller trägt die Kosten desgerichtskostenfreien Verfahrens.

Gründe:

Der sinngemäß gestellte Antrag nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO -,
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unter Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die versäumte Klagefist die
aufschiebende Wirkung der Klage des Antragstellers vom 20. Oktober 2016 - 14a K
2496/16.A - gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 22. September 2016 anzuordnen,

hat keinen Erfolg.

Der Antrag ist unzulässig, da der Antragsteller die Klagefrist des § 74 Abs. 1 Asylgesetz
(AsylG) versäumt und Gründe für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht glaubhaft
gemacht hat. Es fehlt damit an einem zulässigen Rechtsbehelf in der Hauptsache, dessen
aufschiebende Wirkung angeordnet werden könnte.

Zwar gilt für den hier zu entscheidenden Antrag keine Antragsfrist, denn anders als in §§ 34a
Abs. 2 Satz 1 und § 36 Abs. 3 Satz 1 ist für Anträge gegen die Abschiebungsandrohung im
Fall einer Einstellung des Asylverfahrens nach § 33 Abs. 1 AsylG keine Frist für die Stellung
des Antrags vorgegeben.

Vgl. VG Minden, Beschluss vom 26.07.2016 - 10 L 1078/16.A -, Juris.

Es fehlt allerdings am Rechtsschutzbedürfnis für den vorliegenden Antrag.

Der Klage des Antragstellers käme zwar grundsätzlich gemäß §§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
VwGO, 75 Abs. 1, 38 Abs. 2 AsylG keine aufschiebende Wirkung zu, weil das Bundesamt
das Asylverfahren des Antragstellers gestützt auf § 32 Satz 1 und § 33 Abs. 1 und Abs. 2
Satz 1 Nr. 1, 2. Fall AsylG eingestellt hat.

Allein die Möglichkeit, dass der Antragsteller einen Antrag nach § 33 Abs. 5 Satz 2 AsylG
stellen kann, weil das Verfahren nach § 33 Abs. 1 AsylG eingestellt wurde, lässt das
Rechtsschutzinteresse nicht entfallen.

Ein Wegfall des Rechtsschutzinteresses kann dem Vorgehen gegen einen den Adressaten
belastenden Verwaltungsakt nur unter besonderen Umständen entgegengehalten werden.
Das Interesse an gerichtlichem Rechtsschutz kann in der hier interessierenden
Fallkonstellation erst dann entfallen, wenn das mit dem Rechtsschutzbegehren verfolgte Ziel
durch ein gleich geeignetes, keine anderweitigen rechtlichen Nachteile mit sich bringendes
behördliches Verfahren ebenso erreicht werden kann wie in dem angestrebten gerichtlichen
Verfahren. Hingegen reicht es nicht, wenn der Gesetzgeber die Möglichkeit eröffnet, einen
Antrag an die zuständige Behörde zu stellen, der andere Rechtsfolgen als eine gerichtliche
Aufhebung des belastenden Verwaltungsakts zeitigt. Nach diesen Grundsätzen kann nicht
von einem Wegfall des Rechtsschutzbedürfnisses ausgegangen werden, wenn, wie es der
Wortlaut des § 33 Abs. 5 Satz 6 Nr. 2 AsylG zumindest nahe legt, die erste
Wiederaufnahmeentscheidung nach § 33 Abs. 5 Satz 2 AsylG ein späteres erneutes
Wiederaufnahmebegehren selbst dann sperrt, wenn die erste Verfahrenseinstellung nach §
33 Abs. 5 Satz 1 AsylG rechtswidrig gewesen ist. In einer solchen Fallgestaltung verstößt es
gegen das in Art. 19 Abs. 4 GG normierte Gebot des effektiven Rechtsschutzes, das
Rechtsbedürfnis für eine Anfechtungsklage und einen Antrag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1
VwGO zu verneinen.

Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Nichtannahmebeschluss vom 20.07.2016 - 2 BvR
1385/16 -, Juris.

Das Rechtsschutzbedürfnis ist jedoch entfallen, weil der streitgegenständliche Bescheid vom
22. September 2016 bestandskräftig geworden ist.
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Die Klagefrist war zum Zeitpunkt des Klageeingangs bereits abgelaufen.

Nach § 31 Abs. 1 Satz 2 AsylG sind Entscheidungen des Bundesamtes zuzustellen. Die
Zustellung erfolgt, soweit sich aus der Sondervorschrift des § 10 AsylVfG nichts anderes
ergibt, nach den allgemeinen Zustellungsvorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes
des Bundes (VwZG).

Vgl.: Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Beschluss vom 24. März 2015 - 1 B 6/15 -, Juris.

Der an den Antragsteller unter der letzten dem Bundesamt bekannten Anschrift H.            
G.    °° in ° .        adressierte Bescheid wurde am 27. September 2016 als Einschreiben zur
Post gegeben. Der Antragsteller wurde zu diesem Zeitpunkt noch nicht durch einen
Bevollmächtigten vertreten, so dass die Entscheidungsformel des Bescheides und die
Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 31 Abs. 3 AsylG auch in Somali, die Landessprache des
Antragstellers, übersetzt und dem Bescheid beigefügt wurden (Bl. 57ff der Beiakte Heft 1).

Das Schreiben kam am 6. Oktober 2016 an das Bundesamt zurück, weil der Antragsteller an
der Anschrift H1.            G.    5 in F. .        nicht zu ermitteln war.

Da der Antragsteller nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten wurde, muss er gemäß §
10 Abs. 2 Satz 1 AsylG Zustellungen und formlose Mitteilungen unter der letzten Anschrift,
die dem Bundesamt auf Grund seines Asylantrags oder seiner Mitteilung bekannt ist, gegen
sich gelten lassen. Über diese Bestimmungen wurde er bereits bei der Asylantragstellung
hinreichend und auch in seiner Heimatsprache Somali belehrt (Bl. 19ff der Beiakte Heft 1).

Für den Zeitpunkt der Zustellung gilt vorliegend nicht die Zustellungsfiktion des § 4 Abs. 2
Satz 2 Verwaltungszustellungsgesetz (Bund), sondern weil der Bescheid nicht zugestellt
wurde gilt nach § 10 Abs. 2 Satz 4 AsylG die Zustellung als mit der Aufgabe zur Post bewirkt.
Der seitgegenständliche Bescheid vom 18. Juni 2015 gilt somit als dem Kläger am Dienstag,
dem 27. September 2016 zugestellt und die Klagefrist begann gemäß §§ 57, 58 VwGO, 222
Abs. 1 ZPO, 187 Abs. 1, BGB am 28. September 2016 zu laufen.

Der Fristbeginn nach § 58 Abs. 1 VwGO wird vorliegend nicht durch § 58 Abs. 2 VwGO
ausgeschlossen, weil die beigefügte Rechtsbehelfsbelehrung unterblieben wäre oder
unrichtig erfolgte, mit der Folge, dass die Klage innerhalb eines Jahres seit Zustellung
erhoben werden könnte. Die dem Bescheid beigefügte Rechtsbehelfsbelehrung ist nicht
fehlerhaft. Insbesondere ist sie nicht irreführend, weil sie den Hinweis enthält „Die Klage
muss […] in deutscher Sprache abgefasst sein.“ Dieser Hinweis ist zwar kein notwendiger
Bestandteil der Rechtsbehelfsbelehrung, darf aber dennoch weder unrichtig noch irreführend
sein

Vgl. Czybulka in: Sodan/Ziekow, Verwaltungsgerichtsordnung, § 58 Rdnr. 61, 64 und 66

Der Zusatz ist inhaltlich richtig, denn er entspricht § 184 Satz 1 GVG, in dem bestimmt wird,
dass die Gerichtssprache Deutsch ist. Die Ausnahme des § 184 Satz 2 GVG ist bei dem hier
betroffenen Adressatenkreis offensichtlich ohne Belang, so dass der diesbezüglich
unterbliebene Hinweis die Rechtbehelfsbelehrung nicht unrichtig macht. Der Hinweis ist auch
nicht irreführend, denn aufgrund der vorgenannten Bestimmung ist eine Klage in deutscher
Sprache abzufassen. Dies gilt auch für den Fall, dass der Asylantragsteller sich der Hilfe der
Rechtsantragstelle des Gerichts bedient. Der Zusatz ist letztlich mit Blick auf die
Formulierung „abzufassen“ auch nicht dazu geeignet den Eindruck zu erwecken, eine Klage
müsse schriftlich erhoben werden. Die Definition des Begriffs „abfassen“ im Duden lautet:
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„einem vorgegebenen, nicht allzu umfangreichen Stoff die entsprechende sprachliche Form
geben“.

http://www.duden.de/rechtschreibung/abfassen#Bedeutung1; Stand 15.11.2016

Dass eine solche Formgebung nur schriftlich erfolgen könnte, ist daher der Semantik des
Begriffs nicht zu entnehmen.

Die hier gemäß § 74 Abs. 1 Satz 1 1. Halbsatz AsylG, § 58 VwGO einschlägige Klagefrist von
zwei Wochen endete daher am 11. Oktober 2016 (§§ 57 Abs. 2 VwGO, 222 ZPO, 188Abs.
2BGB). Die Klage 14a K 7125/16.A ging jedoch erst am 20. Oktober 2016 bei Gericht ein.

Dem Antragsteller ist hinsichtlich der versäumten Klagefrist keine Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand nach § 60 VwGO zu gewähren.

Danach ist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn der Antragsteller
ohne Verschulden daran gehindert war, eine gesetzliche Frist - hier die Klagefrist -
einzuhalten. Die Tatsachen zur Begründung des Antrags sind bei der Antragstellung oder im
Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen.

Vorliegend beruft sich der Antragsteller darauf, dass er bei der Asylantragstellung gerade erst
18 Jahre alt war und er die Bedeutung der Antragstellung und die Belehrungen nicht
verstanden habe. In der Menge der Informationen habe er nicht erfasst, dass es wichtig sei,
seine Anschrift bei einer Änderung mitzuteilen. Er habe niemanden finden können, der ihm
das Verfahren noch einmal erklärt habe, ihm sei lediglich gesagt worden, man müsse warten.
In der Einrichtung H2.                °° habe er regelmäßig danach gefragt, ob er Post erhalten
habe.

Dieser Vortrag ist nicht dazu geeignet, Wiedereinsetzungsgründe im oben dargestellten
Sinne glaubhaft zu machen. An den Antragsteller als Asylbewerber werden erhöhte
Sorgfaltsanforderungen gestellt. Einem Asylbewerber ist der Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland nur solange gestattet, bis über seinen Asylantrag entschieden wird. Er weiß,
dass der Sinn seiner Aufenthaltsgestattung allein in der Klärung seiner Asylberechtigung
liegt. Ist hiernach der gesamte Aufenthalt eines Asylbewerbers auf den Asylbescheid hin
orientiert, ist es ihm zuzumuten, dass er sich unabhängig davon, ob er aufgrund seines Alters
oder wegen Sprachunkenntnis und/oder Leseunkenntnis Schwierigkeiten hat, die ihm bei der
Antragstellung in seine Landessprache übersetzten Hinweise und Belehrungen
nachzuvollziehen, gegebenenfalls fremder Hilfe bedient.

Vgl. BayVGH, Beschluss vom 8. Februar 2011- 20 ZB 11.30034 -, Juris

Eine unverschuldete Fristversäumnis im Sinne von § 60 Absatz 1 VwGO liegt schon deshalb
nicht vor, weil der Antragsteller seiner gesteigerten Mitwirkungspflicht nach § 10 Absatz 1
AsylG, wonach dem Bundesamt jeder Wohnungswechsel unverzüglich mitzuteilen ist, nicht
nachgekommen ist. Unstreitig wurde der Antragsteller über diese Mitwirkungspflicht
informiert. Allein sein Alter bei der Asylantragstellung lässt das Verschulden des
Antragstellers nicht entfallen. Wie sich bei der vorliegenden Antragstellung und
Klageerhebung zeigt, hat der Antragsteller die Bedeutung des Postzugangs offenbar
gesehen, denn er trägt selbst vor, sich regelmäßig nach Post erkundigt zu haben. Er ist - wie
sich aus der Klageschrift ergibt - auch grundsätzlich in der Lage, die Beratung von
entsprechenden Organisationen in Anspruch zu nehmen.
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Weder dem Verwaltungsvorgang des Bundesamtes noch der von der Ausländerbehörde F.
.        vorgelegten Ausländerakte des Antragstellers ist eine Nachricht über die Änderung
seiner aktuellen Anschrift zu entnehmen. Hätte der Antragsteller seinen Wohnortwechsel
rechtzeitig gegenüber dem Bundesamt angezeigt, hätte der Bescheid auch an ihn zugestellt
werden können.

Da der vorliegende Antrag unzulässig ist, weil kein zulässiger Rechtsbehelf eingelegt wurde,
dessen aufschiebende Wirkung angeordnet werden könnte, kann offen gelassen werden, ob
die Einstellung des Verfahrens rechtmäßig erfolgte.

Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheides des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bundesamt) vom 22. September 2016 könnten allein daher rühren, dass der
Antragsteller nicht in seiner Heimatsprache Somali über die Einstellungs-möglichkeit des § 33
AsylG belehrt wurde.

Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 33 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 2. Fall AsylG für eine
Einstellung des Verfahrens liegen zweifellos vor.

Der Antragsteller ist zu der auf den 16. September 2016 angesetzten persönlichen Anhörung
nach § 25 AsylG nicht erschienen.

Zu dieser Anhörung wurde er mit Schreiben vom 5. September 2016, welches an den
Antragsteller unter der Anschrift H1.            G.    ° gerichtet war, geladen. Die Zustellung
dieser Ladung muss sich der Antragsteller aus den oben bereits dargelegten Gründen nach §
10 Abs. 2 AsylG zurechnen lassen.

Mit der Ladung verbunden war die in § 33 Abs. 4 AsylG vorgeschriebene Belehrung über die
Rechtsfolgen. Jedenfalls für die Fälle einer Einstellung nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 AsylG ist eine
mit der Ladung zur Anhörung verbundene nachträgliche Belehrung zulässig.

Vgl. Funke -Kaiser in Fritz/Vormeier, Gemeinschaftskommentar zum AsylG, Stand Juli 2016,
AsylG § 33 Rdnr. 77.

Diese der Ladung beigefügte Belehrung entspricht in ihrem Inhalt den verfassungsrechtlichen
Anforderungen. Soll der nach § 33 Abs. 4 AsylG vorgeschriebene Hinweis seiner Aufgabe
gerecht werden, gerade mit Blick auf den Ausnahmecharakter der Norm für Rechtsklarheit zu
sorgen, muss er den Besonderheiten des Adressatenkreises Rechnung tragen. Es ist zu
berücksichtigen, dass der Asylbewerber sich in einer ihm fremden Umgebung befindet, mit
dem Ablauf des deutschen Asylverfahrens nicht vertraut und in aller Regel der deutschen
Sprache nicht mächtig ist. Es ist demnach erforderlich, dass dem Asylbewerber durch eine
erläuternde Belehrung mit der gebotenen Deutlichkeit vor Augen geführt wird, welche
Obliegenheiten ihn im einzelnen treffen und welche Folgen bei deren Nichtbeachtung
entstehen können.

Vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 10. März 1994- 2 BvR 2371/93 -, Juris

Die Belehrung, wurde allerdings nicht in die Heimatsprache des Antragstellers übersetzt. Eine
solche Übersetzung ist - anders als in § 31 Abs. 1 Satz 3 AsylG - im Gesetz auch nicht
vorgesehen. Insoweit gleicht die Bestimmung der Belehrungspflicht in § 10 Abs. 7 AsylG.

Nach den allgemeinen Grundsätzen (Vgl. § 23 Abs. 1 VwVfG und § 184 GVG) ist die
Verfahrenssprache sowohl im Verwaltungs- als auch im gerichtlichen Verfahren Deutsch. Art
12 Abs. 1 a) der Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.
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Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des
internationalen Schutzes (Verfahrensrichtlinie)

Amtsblatt der Europäischen Union vom 29. Juni 2013, L 180/60 [DE], http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0060:0095:DE:PDF

sieht allerdings vor, dass Antragsteller in einer Sprache, die sie verstehen oder von der
vernünftigerweise angenommen werden darf, dass sie sie verstehen, über den Verlauf des
Verfahrens und über ihre Rechte und Pflichten während des Verfahrens sowie darüber
informiert werden, welche Folgen es haben kann, wenn sie ihren Pflichten nicht nachkommen
und nicht mit den Behörden zusammenarbeiten. Sie sind nach dieser Bestimmung auch über
die Folgen einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Rücknahme des Antrags zu
belehren.

Diese Regelung wurde jedoch insoweit nur in § 31 Abs. 1 Satz 3 AsylG in das deutsche
Recht übernommen.

Es stellt sich auch angesichts der oben dargestellten Erwägungen des
Bundesverfassungsgerichts zu den Notwendigkeiten der Belehrung die Frage, ob die
Bestimmung des § 33 Abs. 4 AsylG europarechtsfreundlich so auszulegen ist, dass dem
Antragsteller die Belehrung auch in einer Übersetzung zu erteilen ist.

Vgl. Funke -Kaiser in Fritz/Vormeier, Gemeinschaftskommentar zum AsylG, Stand Juli 2016,
AsylG § 33 Rdnr. 77. und § 31 Rdnr. 8; Bergmann / Dienelt, Ausländerrecht 11. Auflage
2016, § 10 Rdnr. 27

Für eine solche europarechtsfreundliche Auslegung spricht auch die langjährige Praxis des
Bundesamtes, über die Bestimmung des § 10 AsylG und die sich daraus ergebenden Folgen
in einer Sprache zu belehren, von der vernünftigerweise angenommen werden darf, dass der
Antragsteller sie versteht.

Darüber, ob eine - wie hier - unterbliebene Übersetzung der Belehrung nach § 33 Abs. 4
AsylG zur Rechtswidrigkeit der Verfahrenseinstellung nach §§ 33 Abs. 1; 32 AsylG führt,
braucht vorliegend aufgrund der eingetretenen Bestandskraft der Einstellung indes nicht
entscheiden zu werden.

Der Antragsteller ist daher auf die Möglichkeit des § 33 5 Satz 2 AsylG zu verweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO i.V.m. § 83 b AsylVfG.

Der Gegenstandswert ergibt sich aus § 30 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz.
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